
3. Können die genannten Verordnungen dahin ausgelegt wer­
den, dass ein landwirtschaftlicher Erzeuger, dessen Betrieb 
sich zwar im Gebiet der Gemeinschaft befindet, der aber 
seine Tätigkeit künftig einstellen will (nachdem er die Bei­
hilfe in Anspruch genommen hat), keinen Anspruch auf die 
Beihilfe hat? 

4. Wie ist auf der Grundlage der genannten Verordnungen die 
Regelung durch die nationalen Rechtsvorschriften auszule­
gen? 

5. Umfasst die Regelung durch die nationalen Rechtsvorschrif­
ten die Regelung der Modalitäten, nach denen der landwirt­
schaftliche Erzeuger (oder die Gemeinschaft) seine Tätigkeit 
einstellt? Das ungarische Recht sieht verschiedene Regelun­
gen für die in Betracht kommenden Fälle einer Einstellung 
vor (Vergleichsverfahren, Konkursverfahren und Liquida­
tion). 

6. Können die Voraussetzungen für einen Antrag auf (gemein­
schaftliche) einheitliche Flächenzahlung und die Vorausset­
zungen für einen Antrag auf ergänzende nationale Beihilfen 
unterschiedlich und voneinander völlig unabhängig geregelt 
werden? Welcher Zusammenhang besteht (kann bestehen) 
zwischen den systematischen und objektiven Grundsätzen 
beider Arten von Beihilfen? 

7. Kann eine Gemeinschaft (Person) von den ergänzenden na­
tionalen Beihilfen ausgeschlossen werden, wenn sie die Vo­
raussetzungen für die einheitlichen Flächenzahlungen im 
Übrigen erfüllt? 

8. Erstreckt sich angesichts dessen, dass das, was der EAGFL 
nur zum Teil finanziert, konsequenterweise durch ergän­
zende nationale Beihilfen finanziert wird, der in Art. 1 de­
finierte Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 
1259/1999 des Rates auch auf die ergänzenden nationalen 
Beihilfen? 

9. Hat ein landwirtschaftlicher Erzeuger, dessen legal und tat­
sächlich funktionierender Betrieb sich im Gebiet der Ge­
meinschaft befindet, einen Anspruch auf ergänzende natio­
nale Beihilfen? 

10. Ist eine im nationalen Recht vorgesehene spezifische Rege­
lung des Verfahrens der Beendigung einer Handelsgesell­
schaft im Hinblick auf die Gemeinschaftsbeihilfen (und die 
daran anknüpfenden nationalen Beihilfen) erheblich? 

11. Können die gemeinschaftlichen und nationalen Bestimmun­
gen zur Funktionsweise der gemeinsamen Agrarpolitik dahin 
ausgelegt werden, dass durch diese Bestimmungen ein kom­
plexes Rechtssystem geschaffen wird, das einheitlich aus­
gelegt werden kann und auf der Grundlage identischer 
Grundsätze und Erfordernisse funktioniert? 

12. Kann der in Art. 1 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
3508/92 des Rates und in Art. 10 Buchst. a der Verordnung 
(EG) 1259/1999 des Rates festgelegte subjektive Anwen­
dungsbereich dahin ausgelegt werden, dass sowohl die Ab­
sicht des landwirtschaftlichen Erzeugers, seine Tätigkeit 
künftig einzustellen, als auch die darauf anzuwendende Re­
gelung im Hinblick auf die Beihilfen völlig irrelevant sind? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates vom 27. November 1992 
zur Einführung eines integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems 
für bestimmte gemeinschaftliche Beihilferegelungen (ABl. L 355, 
S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 zur 
Festlegung von Gemeinschaftsregeln für Direktzahlungen im Rah­
men der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. L 160, S. 133). 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 4. März 2010 

— Frisdranken Industrie Winters BV/Red Bull GmbH 

(Rechtssache C-119/10) 

(2010/C 134/35) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsklägerin: Frisdranken Industrie Winters BV 

Kassationsbeklagte: Red Bull GmbH 

Vorlagefragen 

1. a) Ist das reine „Abfüllen“ von Aufmachungen, die mit 
einem Zeichen (im Sinne von Nr. 3.1. Ziff. iv) versehen 
sind, als Benutzung dieses Zeichens im geschäftlichen 
Verkehr im Sinne des Art. 5 der Markenrichtlinie ( 1 ) 
anzusehen, auch wenn das Abfüllen eine Dienstleistung 
für und im Auftrag eines Dritten zur Unterscheidung 
von den Waren dieses Auftraggebers darstellt? 

b) Macht es für die Beantwortung von Frage 1 Buchst. a 
einen Unterschied, ob eine Zuwiderhandlung im Sinne 
des Art. 5 Abs. 1 Buchst. a oder b der Markenrichtlinie 
vorliegt?
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2. Sofern Frage 1. Buchst. a bejaht wird, kann die Benutzung 
des Zeichens auch dann nach Art. 5 der Markenrichtlinie im 
Beneluxraum verboten werden, wenn die mit dem Zeichen 
versehenen Waren ausschließlich für den Export in Staaten 
außerhalb a) des Beneluxgebiets oder b) der Europäischen 
Union vorgesehen sind und sie innerhalb des jeweiligen 
Gebiets — außer in dem Unternehmen, das die Waren abge­
füllt hat — nicht vom Publikum wahrgenommen werden 
können? 

3. Sofern Frage 2 (Buchst. a oder b) bejaht wird, welcher Maß­
stab ist dann bei der Prüfung einer Markenverletzung anzu­
legen: Ist die Wahrnehmung eines (durchschnittlich infor­
mierten, umsichtigen und verständigen Durchschnitts-)Ver­
brauchers im Beneluxraum (bzw. in der Europäischen 
Union) — der unter den gegebenen Umständen lediglich 
fiktiv oder abstrakt bestimmt werden kann — maßgeblich 
oder ist insoweit von einem anderen Maßstab auszugehen, 
etwa der Wahrnehmung eines Verbrauchers aus dem Staat, 
in den die Waren exportiert werden? 

( 1 ) Erste Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Marken (ABl. 1989, L 40, S. 1). 

Klage, eingereicht am 5. März 2010 — Europäische 
Kommission/Rat der Europäischen Union 

(Rechtssache C-121/10) 

(2010/C 134/36) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: V. 
Di Bucci, L. Flynn, A. Stobiecka-Kuik, K. Walkerová) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— den Beschluss 2009/1017/EU des Rates vom 22. Dezember 
2009 über die Gewährung einer staatlichen Beihilfe durch 
die Behörden der Republik Ungarn für den Erwerb landwirt­
schaftlicher Flächen zwischen dem 1. Januar 2010 und dem 
31. Dezember 2013 ( 1 ) für nichtig zu erklären, 

— dem Rat der Europäischen Union die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit dem Erlass des angefochtenen Beschlusses habe sich der Rat 
über die Entscheidung der Kommission hinweggesetzt, die sich 
aus dem Vorschlag für zweckdienliche Maßnahmen in Nr. 196 
der Agrarleitlinien 2007 und der bedingungslosen Zustimmung 
Ungarns dazu ergebe und nach der Ungarn verpflichtet sei, zwei 
bestehende Beihilferegelungen für den Erwerb landwirtschaftli­
cher Flächen bis spätestens 31. Dezember 2009 auslaufen zu 
lassen. Unter dem Vorwand außergewöhnlicher Umstände habe 
der Rat Ungarn tatsächlich gestattet, diese Regelungen bis zum 
Ende der Laufzeit der Agrarleitlinien 2007 am 31. Dezember 
2013 beizubehalten. Die vom Rat zur Begründung seines Be­
schlusses angeführten Umstände seien offensichtlich keine au­
ßergewöhnlichen Umstände, die den ergangenen Beschluss 
rechtfertigen könnten und trügen der Entscheidung der Kom­
mission über diese Regelungen nicht Rechnung. 

Die Kommission stützt ihre Nichtigkeitsklage auf vier Kla­
gegründe: 

a) Erstens habe der Rat keine Zuständigkeit gehabt, auf der 
Grundlage von Art. 108 Abs. 2 Unterabs. 3 AEUV tätig 
zu werden, weil die von ihm genehmigte Beihilfe eine be­
stehende Beihilfe gewesen sei, zu deren Auslaufenlassen bis 
Ende 2009 sich Ungarn verpflichtet habe, als es den dafür 
von der Kommission vorgeschlagenen zweckdienlichen 
Maßnahmen zugestimmt habe. 

b) Zweitens habe der Rat durch die Genehmigung der Beibe­
haltung der Beihilfemaßnahmen bis 2013 seine Befugnisse 
missbraucht, indem er versucht habe, der Entscheidung, wo­
nach Ungarn diese Maßnahmen bis Ende 2009, aber nicht 
darüber hinaus habe beibehalten können, ihre Wirkung zu 
nehmen. 

c) Drittens sei der angefochtene Beschluss unter Verstoß gegen 
den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit erlassen wor­
den, der sowohl für die Mitgliedstaaten wie auch zwischen 
den Organen gelte. Mit seinem Beschluss habe der Rat Un­
garn aus seiner Verpflichtung entlassen, mit der Kommission 
in Bezug auf die zweckdienlichen Maßnahmen, denen Un­
garn hinsichtlich bestehender Beihilfen für den Erwerb land­
wirtschaftlicher Flächen im Rahmen der in Art. 108 Abs. 1 
AEUV festgelegten Zusammenarbeit zugestimmt habe, zu­
sammenzuarbeiten. 

d) Schließlich habe der Rat insoweit einen offensichtlichen Be­
urteilungsfehler begangen, als er befunden habe, dass außer­
gewöhnliche Umstände vorgelegen hätten, die den Erlass der 
genehmigten Maßnahme rechtfertigten. 

( 1 ) ABl. L 348, S. 55.
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